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Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


1 . Abgeordnete 

Petra 

Pau 

(fraktionslos) 


Trifft es zu, dass die Bundesregierung die Zu- 
schüsse für die Stiftung des sorbischen Volkes 
kürzen wül, und wenn ja, mit welcher Begrün- 
dung sollen diese Kürzungen vorgenommen 
werden? 


Antwort der Beauftragten der Bundesregierung 

für Kultur und Medien, Staatsministerin Dr. Christina Weiss 

vom 1. Juli 2004 

Der am 23. Juni 2004 vom Bundeskabinett verabschiedete Regie- 
rungsentwurf des Bundeshaushaltsplanes 2005 sieht als Zuschuss des 
Bundes an die „Stiftung für das sorbische Volk“ einen Haushaltsan- 
satz von 7 225 000 Euro vor. Der gegenüber dem Haushaltsansatz 
2004 um 775 000 Euro reduzierte Ansatz berücksichtigt neben einer 
weiteren notwendigen Absenkung zur Sicherung der Rentenfinanzie- 
rung auch die sich aus einem Prüfbericht des Bundesverwaltungsam- 
tes in Köln ergebenden Einsparmöglichkeiten bei der Stiftung und bei 
den sorbischen Einrichtungen. 


Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts 


2. Abgeordneter 
Siegfried 
Helias 

(CDU/CSU) 


Seit wann hatte die Bundesregierung Kenntnis 
von Berichten, denen zufolge das Staatspräsi- 
dium von Bosnien-Herzegowina für die Verun- 
treuung öffentlicher Gelder in Höhe von rund 
1 3 Mio. Euro verantwortlich sein soll, und wel- 
che Konsequenzen leitet sie daraus ab? 


3. Abgeordneter 
Siegfried 
Helias 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung die Eorde- 
rung des Hohen Repräsentanten in Bosnien- 
Herzegowina, Paddy Ashdown, wonach die 
drei Mitglieder des Staatspräsidiums aufgrund 
der erhobenen Vorwürfe zurücktreten sollen? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 28. Juni 2004 

Der Bundesregierung sind die Ergebnisse des Berichts der Rechnungs- 
prüfung von Bosnien und Herzegowina (BiH) seit seiner Veröffentli- 
chung am 9. Juni 2004 bekannt. Der Prüfbericht kritisiert insbesonde- 
re Einanzausgaben im Bereich des Staatspräsidiums. Nach Aussage 
des Berichts wurden Einsparungsmöglichkeiten in Höhe von insge- 
samt 25 Mio. DM (entspricht etwa 12,5 Mio. Euro) nicht genutzt. 
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Die Bundesregierung unterstützt die eigenständige Rechnungsprüfung 
der Regierung von BiH, die mit dem Bericht vom 9. Juni 2004 erstma- 
lig in eigener Verantwortung ein Prüfungsergebnis vorgelegt hat. Der 
Hohe Repräsentant hat keine konkreten Rücktrittsforderungen erho- 
ben, sondern bekräftigt, dass mögliche politische Konsequenzen der 
Rechnungsprüfung in eigener Verantwortung der Regierung von BiH 
liegen. Die Bundesregierung unterstützt diese Haltung des Hohen 
Repräsentanten. 


4. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 

(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung die von der 
polnischen Regionalregierung in Oberschle- 
sien veranlassten „Korrekturen an deutschen 
Denkmälern“ (s. Schlesisches Wochenblatt 
vom 23. April 2004) vor dem Hintergrund der 
Vereinbarungen zur Erhaltung und Pflege von 
Denkmalen im deutsch-polnischen Nachbar- 
schaftsvertrag von 1991, und was gedenkt die 
Bundesregierung zu unternehmen, um das An- 
liegen der deutschen Minderheit zu unterstüt- 
zen, diese Zeugnisse der Vergangenheit unver- 
fälscht zu erhalten? 


Antwort des Staatsministers Hans Martin Bury 
vom 2. Juli 2004 

Die Oppelner Woiwodin Rutkowska setzt mit ihren Änderungsvor- 
schlägen für deutsche Kriegerdenkmäler die Vorschriften des polni- 
schen Gedenkstättenrates in Warschau um. Diese sehen vor: Verwen- 
dung christlicher, nicht-militärischer Symbolik, keine Verwendung der 
von den Nationalsozialisten in den 30er Jahren eingeführten Ortsna- 
men, Verwendung des Wortes „Opfer“ anstelle „Gefallene“ und zwei- 
sprachige deutsch-polnische Beschriftung. 

Nach Erkenntnissen der Bundesregierung arbeitet die örtliche Vertre- 
tung der polnischen Zentralregierung in der Denkmalsfrage insgesamt 
konstruktiv und im Einklang mit den Vorschriften des deutsch-polni- 
schen Nachbarschaftsvertrages mit vielen Vertretern der deutschen 
Minderheit zusammen und hat dabei die Bereitschaft zu pragmati- 
schen Einzelfalllösungen erkennen lassen. Damit bietet sich auch den 
in polnischen regionalen Parlamenten und im Sejm repräsentierten 
Abgeordneten der deutschen Minderheit eine Gelegenheit, denkmal- 
pflegerische Belange im Dialog mit den zuständigen polnischen Be- 
hörden zu vertreten. 

5. Abgeordneter 

Erwin 

Marschewski 
(Recklinghausen) 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse besitzt die Bundesregie- 
rung über das Urteil des Europäischen Ge- 
richtshofs für Menschenrechte zur Entschädi- 
gungsregelung für einen aus dem ehemaligen 
Ostpolen vertriebenen polnischen Staatsange- 
hörigen (dpa vom 22. Juni 2004), auch in Be- 
zug auf die der Klage zugrunde liegende gel- 
tende Entschädigungsregelung in Polen, und 
welche Auswirkungen lässt dieses Urteil für 
mögliche Ansprüche deutscher Vertriebener 
erwarten? 
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Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 1. Juli 2004 

Das in der Frage genannte Urteil des Europäischen Gerichtshofs für 
Menschenrechte stellt eine Verletzung des Artikels 1 des Zusatzproto- 
kolls zur Europäischen Menschenrechtskonvention (Schutz des Eigen- 
tums) durch Mängel der innerstaatlichen Gesetzgebung und Praxis 
Polens bei der Umsetzung seitens des polnischen Staates anerkannter 
Entschädigungsansprüche von in der Folge des 2. Weltkrieges umge- 
siedelten polnischen Staatsangehörigen fest. Nach Auffassung der 
Bundesregierung enthält das Urteil keine Anknüpfungspunkte im Sin- 
ne der Fragestellung. 


6. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung der jüngste Bericht 
des Außenministeriums der Vereinigten Staa- 
ten von Amerika zum Menschenhandel (2004 
Trafficking in Persons Annual Report) be- 
kannt, in dem die Regierung der USA die 
Staaten Äquatorial-Guinea, Bangladesh, Bur- 
ma, Ecuador, Guyana, Kuba, Nordkorea, Sier- 
ra Leone, Sudan und Venezuela dafür kriti- 
siert, keine ausreichenden Maßnahmen zu er- 
greifen, um den Menschenhandel zu unterbin- 
den, und welche Schritte erwägt die Bundesre- 
gierung gegenüber den in dem Bericht genann- 
ten Ländern, um der Forderung nach einer 
wirksameren Verhinderung des Menschenhan- 
dels Nachdruck zu verleihen? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 28. Juni 2004 

Die Bundesregierung hat Kenntnis vom jüngsten Jahresbericht des 
US-Außenministeriums über den Menschenhandel. Dieser Bericht be- 
wertet die Situation aller Länder, aus denen relevante Informationen 
erhältlich sind, nach den nationalen Maßstäben des US-amerikani- 
schen „Trafficking Victims Protection Reauthorization Act 
(TVPRA)“ und teüt die Staaten auf dieser Basis in die Kategorien 1 
(„Staaten erfüllen die Mindeststandards des TVPRA voll“) bis 3 
(„Staaten erfüllen die Mindeststandards des TVPRA nicht und lassen 
auch keine entsprechenden Anstrenungen erkennen“) ein. Staaten, die 
in die Kategorie 3 eingestuft worden sind, behält sich die USA vor, fi- 
nanziell zu sanktionieren. Dabei werden Kürzungen von humanitären 
oder handelsbezogenen finanziellen Leistungen ausdrücklich ausge- 
nommen. Die in Ihrer Frage genannten Staaten wurden von der US- 
Administration in die Kategorie 3 eingruppiert. 

Die Bundesregierung setzt sich auf nationaler und internationaler Ebe- 
ne mit Nachdruck für die Bekämpfung des Menschenhandels ein. Da- 
zu gehören Verbesserungen des Opferschutzes oder der Kriminalitäts- 
bekämpfung ebenso wie z. B. Maßnahmen der entwicklungspoliti- 
schen Zusammenarbeit. Die Bundesregierung verweist insoweit auf ih- 
re Antwort auf die Kleine Anfrage der FDP-Fraktion „Menschenhan- 
del in Deutschland“ (Bundestagsdrucksache 15/2065). Wo ange- 
bracht, thematisiert die Bundesregierung Fragen der Bekämpfung des 
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Menschenhandels zudem im bilateralen politischen Dialog mit betrof- 
fenen Staaten sowie auf EU-Ebene, z. B. in den regional zuständigen 
Ratsarbeitsgruppen. 

Bei der diesjährigen Sitzung der VN-Menschenrechtskommmission 
hat sich die Bundesregierung außerdem prominent und erfolgreich für 
die Einrichtung eines Sonderberichterstattermandats zum Menschen- 
handel, insbesondere Erauen- und Kinderhandel, eingesetzt. Das 
Mandat wurde am 15. Juni 2004 durch den Wirtschafts- und Sozialrat 
der VN indossiert. 

In drei Staaten Westafrikas unterstützt die Bundesregierung gemein- 
sam mit den dortigen Regierungen Programme zur Bekämpfung des 
Kinderhandels bzw. der Kinderarbeit. Dafür sagte sie Mali, Cote 
d’Ivoire und Burkina Easo im Rahmen der bilateralen Entwicklungs- 
zusammenarbeit Mittel im Umfang von insgesamt 5,45 Mio. Euro zu. 

Im diesjährigen Bericht des US-Außenministeriums werden die ver- 
schiedenen Präventionsprogramme der Bundesregierung ausdrücklich 
gewürdigt. 


7. Abgeordneter 

Peter 

Weiß 

(Emmendingen) 

(CDU/CSU) 


Wird die Bundesregierung den Empfehlungen 
des Berichts folgen und eine Änderung der 
strafrechtlichen Vorschriften vorbereiten, um 
Strafverschärfungen für Menschenhändler zu 
bewirken? 


Antwort der Staatsministerin Kerstin Müller 
vom 28. Juni 2004 

Der genannte Bericht bewertet die Situation aller Eänder, aus denen 
relevante Informationen erhältlich sind, nach den nationalen Maßstä- 
ben des US-amerikanischen „Trafficking Victims Protection Reautho- 
rization Act (TVPRA)“. Deutschland wurde - wie im Vorjahresbe- 
richt - in die Kategorie 1 eingruppiert, d. h. bei den Eändern, deren 
Regierungen die Mindeststandards des sog. Trafficking Victims Pro- 
tection Act von 2000, geändert durch den Trafficking Victims Protec- 
tion Reauthorization Act 2003, voll erfüllen. 

Die Bundesregierung unterstützt den von den Traktionen von SPD 
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN am 7. Mai 2004 in den Deut- 
schen Bundestag eingebrachten Gesetzentwurf zur Überarbeitung der 
strafrechtlichen Vorschriften über den Menschenhandel (Bundestags- 
drucksache 15/3045). Der Gesetzentwurf orientiert sich an den Vorga- 
ben der Vereinten Nationen (Zusatzprotokoll zur Verhütung, Be- 
kämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, insbesondere des 
Erauen- und Kinderhandels, zum Übereinkommen der Vereinten Na- 
tionen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität) und 
der Europäischen Union (Rahmenbeschluss des Rates der Europä- 
ischen Union vom 19. Juli 2002 zur Bekämpfung des Menschenhan- 
dels, ABI. E 203 vom 1. August 2002, S. 1). Er sieht eine Erweiterung 
der strafrechtlichen Definition des Menschenhandels vor und ergänzt 
die bestehenden Vorschriften entsprechend den internationalen Vor- 
gaben. Der Gesetzentwurf vereinheitlicht und vereinfacht die Vor- 
schriften über den Menschenhandel - auch durch eine systematische 
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Neuordnung. Darüber hinausgehenden gesetzgeberischen Handlungs- 
bedarf sieht die Bundesregierung derzeit nicht. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums des innern 


8. Abgeordneter 

Holger 

Haibach 

(CDU/CSU) 


Wie viele Internet-Seiten werden derzeit auf- 
grund eines links-, rechts- oder ausländerextre- 
mistischen Inhalts von den Verfassungsschutz- 
behörden des Bundes und der Länder beo- 
bachtet, und gegen wie viele solcher Seiten 
wurden bisher Sperrfügungen durch Behörden 
des Bundes oder der Länder (soweit der Bun- 
desregierung bekannt) erlassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 29. Juni 2004 

Mit Stand vom 23. Juni 2004 werden die angesprochenen Veröffent- 
lichungen im Internet durch das Bundesamt für Verfassungsschutz 
wie folgt beobachtet: 

• Im Bereich Linksextremismus 780 Internet-Seiten 

• Im Bereich Rechtsextremismus ca. 950 Internet-Seiten 

• Im Bereich islamistischer Extremismus/ 

islamistischer Terrorismus ca. 300 Internet-Seiten 

• Im Bereich sonstiger Ausländer- 
extremismus ca. 130 Internet-Seiten. 

Zur Beobachtungstätigkeit der Verfassungsschutzbehörden der Län- 
der kann die Bundesregierung keine Aussagen treffen. 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, gegen wie viele 
solcher Seiten bisher „Sperrverfügungen“ erlassen wurden. 


9. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für gerechtfertigt, 

Markus dass die Stiftung zur Aufarbeitung der SED- 

Löning Diktatur im laufenden Haushaltsjahr auf Wei- 

(EDP) sung des Bundesministers des Innern 300 000 

Euro einsparen muss und damit Projekte zum 
15. Jahrestag des Mauerfalls nicht mehr geför- 
dert werden können oder ganz eingestellt wer- 
den müssen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 28. Juni 2004 

Im laufenden Haushaltsjahr hat das Bundesministerium des Innern 
Einsparungen im dreistelligen Millionenbereich zu erwirtschaften. 
Dies stellt für den gesamten Einzelplan eine große Belastung dar. Die 
Aufarbeitungsstiftung ist von der Aufteilung dieser Belastung nicht 
im Übermaß betroffen. Die konkrete Einsparsumme in Höhe von 
300 T Euro beträgt lediglich 7,2 Prozent des Titelansatzes. Die der 
Aufarbeitungsstiftung danach noch zur Verfügung stehenden Mittel 
liegen mit 70 T Euro noch über den im vergangenen Jahr verausgab- 
ten Mitteln. Damit stehen der Stiftung trotz der Kürzung mehr Gelder 
zur Verfügung als im vergangenen Jahr. 

Von den Sparmaßnahmen sind alle betroffen. Dass Einsparungen 
Auswirkungen auf die Auswahl der zu fördernden Projekte der Stif- 
tung haben, ist in diesem Kontext selbstverständlich. Es ist Aufgabe 
der Stiftung, durch sorgfältige Auwahl und sachgerechte Priorisierung 
die ihr im Rahmen ihrer Aufgabenstellung besonders wichtigen Pro- 
jekte auch weiterhin zu fördern. Dass es hierbei zu Einschränkungen 
kommt, ist vor dem Hintergrund der den gesamten Einzelplan treffen- 
den Belastung hinzunehmen. 


10. Abgeordneter Welche konkreten Einsparungen sind bei an- 

Markus deren Trägern zur Aufarbeitung der SED-Dik- 

Löning tatur geplant? 

(EDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 28. Juni 2004 

Träger der Aufarbeitung ist auf Bundesebene die „Stiftung zur Aufar- 
beitung der SED-Diktatur“. Sollte die Erage auf die Bundesbeauftrag- 
te für die Stasiunterlagen (BStU) und die Bundeszentrale für politi- 
sche Büdung (BpB) zielen, die entsprechend ihren rechtlichen Grund- 
lagen mit Aufarbeitungsfragen auch befasst sind, so antworte ich wie 
folgt: Die von der BStU im laufenden Haushalt zu erbringende Ge- 
samteinsparung beträgt rund 6,6 Mio. Euro. Bei welchen Titeln und 
damit auch bei welchen Projekten oder Maßnahmen diese Einsparung 
erbracht wird, kann die Behörde bis zum 30. September 2004 in eige- 
ner Zuständigkeit festlegen. 

Die Bundeszentrale für politische Bildung ist mit einem Einsparbetrag 
in Höhe von 1 Mio. Euro belastet. 


11. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Mög- 

Markus lichkeit, die geforderten 300 000 Euro, immer- 

Löning hin 1 5 Prozent des verbliebenen Etats der Stif- 

(EDP) tung Aufarbeitung, stattdessen bei der Bundes- 

zentrale für politische Bildung einzusparen, wo 
dieser Betrag einem Prozent des Jahreshaus- 
halts entsprechen würde? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 28. Juni 2004 

Wie unter Frage 10 dargestellt ist auch die Bundeszentrale für politi- 
sche Bildung entsprechend anteilig an der Erbringung der Gesamtein- 
sparsumme beteiligt. Auch die Bundeszentrale für politische Bildung 
muss daher ihre Arbeit den reduzierten Mitteln anpassen und Ein- 
schränkungen hinnehmen. 

Die Bundesregierung sieht daher keine Möglichkeit, die der Stiftung 
Aufarbeitung zugewiesene Einsparsumme der Bundeszentrale für poli- 
tische Bildung zusätzlich aufzuerlegen. 


12. Abgeordnete 
Doris 
Meyer 
(Tapfheim) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die perso- 
nellen Auswirkungen auf die Helferstärke der 
Bundesanstalt Technisches Hüfswerk (THW) 
durch die seit längerem schon diskutierte Ab- 
schaffung der Wehrpflicht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 28. Juni 2004 

Eine Abschaffung der Wehrpflicht ist nicht beschlossen. Ein mögli- 
cher Wegfall oder eine Aussetzung der Wehrpflicht hätte wahrschein- 
lich eine unmittelbare Auswirkung auf die Zahl der aktiven THW-Hel- 
fer/innen. 

Aufgrund der Tatsache, dass 80 Prozent der Helfer im THW mit der 
ursprünglichen Voraussetzung der Freistellung vom Wehrdienst ihren 
Dienst begonnen haben, ist ggf damit zu rechnen, dass bei Wegfall 
dieser Möglichkeit die Neueintritte zum THW zurückgehen werden, 
die durch Verstärkung des ehrenamtlichen Elements kompensiert wer- 
den müssten. 


13. Abgeordnete 
Doris 
Meyer 
(Tapfheim) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung im Falle 
von gravierenden personellen Änderungen in 
der Helferstärke des THW die Auswirkungen 
auf die Einsatzfähigkeit und Aufgabenstruktur 
des THW? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Fritz Rudolf Körper 
vom 28. Juni 2004 

Ein Wegfall der Wehrpflicht würde sicherlich alle Ortsverbände des 
THW treffen. Über konkrete Auswirkungen auf die Einsatzfähigkeit 
und Aufgabenstruktur des THW kann keine abschließende Aussage 
getroffen werden. 



Drucksache 15/3549 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Die von Bundesministerin Renate Schmidt im Mai 2003 eingesetzte 
hochrangige Kommission „Impulse für die Zivilgesellschaft - Perspek- 
tiven für Freiwüligendienste und Zivildienst in Deutschland“ hat sich 
eingehend mit den Auswirkungen eines möglichen Wegfalls der Wehr- 
pflicht auf die so genannten Surrogatdienste wie den Zivil- und Ka- 
tastrophenschutz befasst. Im Blick auf die demografische Entwicklung 
hat sie in ihrem am 15. Januar 2004 vorgelegten Bericht empfohlen, 
generationsübergreifende Freiwilligendienste für alle Altersgruppen 
zu entwickeln und die bislang von der Wehrpflicht abhängigen Diens- 
te wie den Zivil- und Katastrophenschutz in die erforderliche Entwick- 
lung einer Kultur selbstverständlicher Freiwilligkeit einzubeziehen. 


14. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Wie hoch ist nach Kenntnis der Bundesregie- 
rung die Gesamtzahl sowie der prozentuale 
Anteü der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in 
den obersten Bundesbehörden, den Bundes- 
oberbehörden, den Bundesmittelbehörden, 
den unteren Bundesbehörden sowie den Bun- 
desgerichten, die zwischen 45 und 49 Jahre alt 
sowie 50 Jahre und älter sind? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 25. Juni 2004 

Die Gesamtzahl sowie der prozentuale Anteil der Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter ergeben sich aus der nachfolgenden Tabelle. 

Beschäftigte des Bundes am 30. Juni 2003 


Bereich 

Beschäftigte 

insgesamt 

davon Beschäftigte im Alter von . . . bis . . . Jahren 

45-49 

in% 

50 und mehr 

in% 

Oberste Bundesbehörden (einschl. 
Bundesverfassungsgericht) 

23 238 

3 822 

16,4 

8 978 

38,6 

Nachgeordnete Bundesbehörden 
(Bundesoberbehörden, Bundes- 
mittelbehörden, untere Bundes- 
behörden) 

465 883 

54 671 

11,7 

104031 

22,3 

Bundesgerichte (ohne Bundes- 
verfassungsgericht) 

1 339 

185 

13,8 

666 

49,7 

Sonderrechnungen (aus dem Bun- 
deshaushalt ausgegliederte recht- 
lich unselbständige Einrichtungen) 

655 

111 

16,9 

319 

48,7 

Insgesamt 

491 115 

58 789 

12,0 

113 994 

23,2 


15. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


In wie vielen Institutionen des Bundes gibt es 
Altersgrenzen für die Einstellung von Mitar- 
beiterinnen und Mitarbeitern, und womit sind 
diese begründet? 
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Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 25. Juni 2004 

In der Bundesverwaltung gibt es grundsätzlich keine Altersgrenze für 
die Einstellung von Bewerberinnen und Bewerbern in das Beamten- 
verhältnis. Nach Vollendung des 50. Lebensjahres ist jedoch die Ein- 
willigung des Bundesministeriums der Einanzen einzuholen (§ 48 
BHO). Diese Regelung ist begründet durch die Notwendigkeit eines 
angemessenen Verhältnisses zwischen der abzuleistenden Dienstzeit 
und den entstehenden Versorgungsansprüchen. Entsprechendes gilt 
hinsichtlich der Höchstaltersgrenze von 50 Jahren für andere Bewer- 
berinnen und Bewerber nach § 38 Abs. 3 BLV. 

Eür die Einstellung in den Vorbereitungsdienst legt § 14 Abs. 2 BLV 
ein Höchstalter von 32 Jahren bzw. maximal 40 Jahren bei schwerbe- 
hinderten Menschen oder bei Berücksichtigung von Kinderbe- 
treuungszeiten fest. Dies beruht darauf, dass insbesondere bei Berufs- 
anfängern ein angemessenes Verhältnis zwischen der Ausbildungszeit, 
zu der der Vorbereitungsdienst zählt, und der anschließenden Dienst- 
zeit bestehen muss. 

Diese Altersgrenzen sind nach Artikel 6 Abs. 1 der EU-Gleichbehand- 
lungsrichtlinie 2000/78/EG vom 27. November 2000 sachlich gerecht- 
fertigt. 


16. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


In welcher Altersgruppe sind seit dem Jahr 
2000 die meisten Neueinstellungen in den in 
Erage 14 genannten Behörden zu verzeichnen, 
und wie viele Einstellungen wurden in der Al- 
tersgruppe der über 50-Jährigen vorgenom- 
men? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 25. Juni 2004 

Der Bundesregierung liegen hierzu keine Zahlen vor, da das Einstel- 
lungsalter nicht statistisch erfasst wird. 


17. Abgeordnete 

Rita 

Pawelski 

(CDU/CSU) 


Wann will die Bundesregierung die im Jahr 
2000 beschlossene EU-Richtlinie gegen Alters- 
diskriminierung in nationales Recht umsetzen, 
und warum wurde dies bisher noch nicht ge- 
tan? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Göttrik Wewer 
vom 25. Juni 2004 

Die Bundesregierung bereitet zurzeit ein als Artikelgesetz konzipiertes 
Antidiskriminierungsgesetz vor. Das Gesetz soll spätestens im Erüh- 
jahr 2005 in Kraft treten. 



Drucksache 15/3549 


- 10 - 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Für den dienstrechtlichen Regelungsbereich ergibt sich aus der EU- 
Richtlinie 2000/78/EG, die u. a. das Merkmal „Alter“ betrifft, keine 
Notwendigkeit einer Änderung oder Ergänzung bestehender Rechts- 
vorschriften. Im öffentlichen Dienst kann aus Gründen der Funktions- 
fähigkeit nicht auf objektive Altersgrenzen verzichtet werden (siehe 
Antwort zu Frage 15). 


18. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die Bundesregierung anläss- 
lich der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 neben 
der Herausgabe der 10-Euro-Silber-Gedenk- 
münzen die Herausgabe einer Goldmünze 
plant, und wenn ja, welche Auflage ist vorgese- 
hen? 


19. Abgeordneter 
Klaus 
Riegert 

(CDU/CSU) 


Welche Nettoerlöse werden durch den Verkauf 
erwartet, und in welcher Höhe sind die Erlöse 
im Haushalt eingestellt? 


Antwort des Staatssekretärs Lutz Diwell 
vom 1. Juli 2004 

Die Bundesregierung beabsichtigt die Emission einer Goldmünze zur 
Fußballweltmeisterschaft 2006. Fragen zur Auflagenhöhe und Netto- 
erlösen können erst nach Festlegung der eigentlichen Spezifikationen 
sowie weiterer Modalitäten der geplanten Goldmünze beantwortet 
werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Justiz 


20. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Wie ist der Stand der Willensbildung innerhalb 
der EU zur Integration der Entscheidung des 
Allgemeinen Rates der Welthandelsorganisa- 
tion (WTO) vom 30. August 2003 in das 
TRIPS-Übereinkommen (TRIPS = Agreement 
on Trade-Related Aspects of Intellectual Prop- 
erty Rights), wonach eine Ausnahmeregelung 
zur Erteilung von grenzüberschreitenden 
Zwangslizenzen in dem Fall vorgesehen ist, 
dass ein Land über keine ausreichenden eige- 
nen Produktionskapazitäten im pharmazeuti- 
schen Sektor verfügt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 25. Juni 2004 

Die im Allgemeinen Rat der Welthandelsorganisation (WTO) am 
30. August 2003 gefundene Lösung der Problematik der so genannten 
grenzüberschreitenden Zwangslizenzen hat weit über die eigentliche 
gesundheitspolitische Bedeutung hinaus einen hohen politischen Sym- 
bolcharakter für die Bereitschaft der Industrieländer, im Rahmen der 
WTO-Verhandlungen auf spezifische Interessen der Entwicklungslän- 
der einzugehen. Um den nach schwierigen Verhandlungen gefunde- 
nen Kompromiss nicht wieder in Frage zu stellen, treten die Europäi- 
sche Union und ihre Mitgliedstaaten dafür ein, sich bei der geplanten 
Änderung des TRIPS-Abkommens möglichst eng an der Einigung 
vom 30. August 2003 zu orientieren. 


21. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Wann wird die Eösung zum Arbeitsauftrag aus 
§ 6 der separaten Ministererklärung von Doha 
zu TRIPS in das TRIPS-Übereinkommen in- 
tegriert, und wie ist der Stand der Verhandlun- 
gen im TRIPS-Rat zu diesem Thema? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 25. Juni 2004 

Zu Inhalt und Form der Umsetzung der Einigung vom 30. August 
2003 in das TRIPS-Abkommen vertreten die WTO-Mitgliedstaaten 
unterschiedliche Positionen. Da die ursprünglich gesetzte Frist 
(30. Juni 2004) nicht einzuhalten sein wird, konzentrierte sich die Dis- 
kussion im TRIPS-Rat zuletzt auf die Frage, ob und wenn ja welche 
neue Frist gesetzt werden soll. Voraussichtlich wird nun - entspre- 
chend dem jüngsten Vorschlag des Vorsitzenden des TRIPS-Rates - 
die Frist bis Ende März 2005 verlängert werden, damit dann der All- 
gemeine WTO-Rat im Frühjahr 2005 die TRIPS-Änderungen be- 
schließen kann. Bis zur Umsetzung der Einigung gilt der Kompromiss 
jedoch als so genannter waiver, d. h. als Ausnahmeregelung fort. 


22. Abgeordneter 

Erich G. 

Fritz 

(CDU/CSU) 


Welche WTO-Mitgliedstaaten verhandeln im 
Sinne einer Umsetzung sowohl des Vertrags- 
textes („Motta“-Text) wie auch des Chairman 
Statements („Menon“-Text) in das TRIPS- 
Übereinkommen und mit welchen Argumen- 
ten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 25. Juni 2004 

Aus Sicht der Bundesregierung ist es wichtig, dass der Kompromiss 
vom 30. August 2003 aus zwei Teilen besteht: der eigentlichen Ent- 
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Scheidung und der dazugehörigen Erklärung des Vorsitzenden. Bei 
der geplanten Änderung des TRIPS-Abkommens müssen beide Teile 
entsprechend berücksichtigt und transparent gemacht werden. Mit 
Blick auf die Erklärung des Vorsitzenden bedeutet das, dass diese im 
Rahmen der TRIPS-Änderung in Eorm einer Eußnote nach dem Mus- 
ter des entsprechenden WTO-Dokuments (WTO/E/540) berücksich- 
tigt werden sollte. Das schafft die notwendige Transparenz und 
Rechtssicherheit, ohne den Gesamtkompromiss in Trage zu stellen. 
Demgegenüber will die EU-Kommission die Erklärung des Vorsitzen- 
den bei der TRIPS-Änderung lediglich erneut verlesen und im Sit- 
zungsprotokoll aufnehmen. 

Die USA wollen die Erklärung des Vorsitzenden bei der TRIPS-Ände- 
rung in noch stärkerer Eorm als die Bundesregierung berücksichtigen, 
etwa in Eorm einer Eußnote, die gleichermaßen auf die Entscheidung 
vom 30. August 2003 und die dazugehörige Erklärung des Vorsitzen- 
den Bezug nimmt. 


23. Abgeordnete 

Hildegard 

Müller 

(CDU/CSU) 


Trifft ein Bericht der „Erankfurter Allgemei- 
nen Zeitung“ vom 29. Mai 2004 zu, wonach es 
innerhalb der Bundesregierung keine zwischen 
den Ressorts abgestimmte Haltung zum Vor- 
schlag der EU-Kommission zur Einführung 
einheitlicher Versicherungstarife für Männer 
und Trauen (sog. Unisex-Tarife) gibt, und 
wenn ja, wie stellen sich diese unterschiedli- 
chen Positionen konkret dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 29. Juni 2004 

Zur Präge der Bewertung des Richtlinien-Vor Schlags durch die Bun- 
desregierung wird auf die ausführlichen Ausführungen in dem Bericht 
der Bundesregierung zur Unterrichtung des Deutschen Bundestages 
vom 11. Pebruar 2004 verwiesen, die nach wie vor die abgestimmte 
Haltung der Bundesregierung zu dem Richtlinien-Vor schlag wiederge- 
ben. Darin begrüßt die Bundesregierung die Zielrichtung der Richtli- 
nie. Sie bezweifelt aber eine ausreichende Begründung für einen um- 
fassenden Handlungsbedarf auf Gemeinschaftsebene gerade im Hin- 
blick auf den mit der Richtlinie verbundenen schwerwiegenden Ein- 
griff in die Privatautonomie. 

Zu dem Kernstück des Richtlinien-Vorschlags, der Einführung von 
Unisex-Tarifen im Versicherungswesen, hat die Bundesregierung ihre 
- zwischen den Ressorts abgestimmte - Position anlässlich der am 
1 . Juni 2004 beim Rat für Beschäftigung, Sozialpolitik, Gesundheit 
und Verbraucherschutz durchgeführten Orientierungsdebatte vorge- 
tragen, die sich schwerpunktmäßig mit diesem Thema beschäftigt hat. 
Zu den Einzelheiten wird auf die Antwort auf Präge 24 verwiesen. 
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24. Abgeordnete 

Hildegard 

Müller 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten Bedenken führten zur Ab- 
lehnung dieses Kommissionsvorschlages durch 
die Bundesregierung bei der Sitzung des EU- 
Ministerrates für Beschäftigung und Sozial- 
politik am 1. Juni 2004 (vgl. Handelsblatt vom 
2. Juni 2004)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 29. Juni 2004 

Die Bundesregierung hat bei der Sitzung des Rates am 1. Juni 2004 
klargestellt, dass sie das Ziel der Richtlinie, geschlechtsspezifische Dis- 
kriminierungen zu bekämpfen, begrüßt, aber auch Bedenken bezüg- 
lich des Geltungsbereichs des vorgesehenen Diskriminierungsverbots 
bekundet. Denn dieses soll pauschal für sämtliche privatrechtlichen 
Rechtsgeschäfte eingeführt werden. Hierin sieht die Bundesregierung 
einen schwerwiegenden Eingriff in die verfassungsrechtlich garantier- 
te Privatautonomie des einzelnen Bürgers. Die Kommission hat nach 
Auffassung der Bundesregierung bislang nicht ausreichend rechtstat- 
sächliches Material präsentiert, das eine derart umfassende Reglemen- 
tierung privatrechtlicher Rechtsgeschäfte rechtfertigen könnte. Ent- 
sprechendes gilt auch für die in dem Richtlinien-Vorschlag vorgesehe- 
ne Einführung von Unisex-Tarifen im Versicherungswesen: Die von 
der Kommission zur Begründung dieser Einführung bislang vorgeleg- 
ten tatsächlichen Erkenntnisse sind, insbesondere was die Abschät- 
zung der zu erwartenden konkreten Eolgen für Verbraucher und Ver- 
sicherungen angeht, nach Auffassung der Bundesregierung nicht aus- 
reichend, um einen vollständigen Verzicht auf den Eaktor Geschlecht 
bei der Prämienkalkulation zu rechtfertigen. Die Kommission ist des- 
halb gerade im Hinblick auf die wirtschaftliche Tragweite des Verbots 
von geschlechtsspezifischen versicherungsmathematischen Paktoren 
ausdrücklich um weitere Präzisierung gebeten worden, was im Übri- 
gen von vielen anderen Mitgliedstaaten beim Rat unterstützt worden 
ist. 


25. Abgeordnete 

Hildegard 

Müller 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund die durch das Alterseinkünftege- 
setz für 2006 geplante Einführung gleich hoher 
Beiträge für Männer und Prauen bei staatlich 
geförderten Vorsorgeprodukten der privaten 
Alterssicherung (sog. Riester-Produkte)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Alfred Hartenbach 
vom 29. Juni 2004 

Nach Auffassung der Bundesregierung können auch sozialpolitische 
Erwägungen im Einzelfall dafür sprechen, von der Verwendung des 
Geschlechts als versicherungsmathematischer Paktor abzugehen, da 
diese Verwendung in bestimmten Konstellationen sozialpolitisch uner- 
wünschte Polgen haben kann. Dies gilt insbesondere überall dort, wo 
bislang bestehende gesetzliche Versicherungssysteme (sog. Erste Säu- 
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le) durch private Versicherungsleistungen (sog. Dritte Säule) ergänzt 
werden, wie dies bei der „Riester-Rente“ der Fall ist. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Finanzen 


26. Abgeordneter 

Norbert 

Barthle 

(CDU/CSU) 


Wie hoch waren seit 1999 bis heute jeweils die 
von der Bundesregierung im Haushaltsentwurf 
veranschlagten, und wie hoch dann die tatsäch- 
lich erzielten Privatisierungserlöse? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. Juni 2004 

In der Zeit von 1999 bis heute wurden folgende Privatisierungserlöse 
im Bundeshaushalt veranschlagt und tatsächlich vereinnahmt: 



1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

iu Mrd. € 

Soll des Bundeshaushalts 

13,4 

5,5 

8,5 

8,3 

5,6 

7,1 

15,45 

Ist 

8,9 

4,5 

8,2 

5,7 

5,1 

- 

- 


In den Beträgen sind seit 1999 auch Einnahmen zur Finanzierung der 
Postbeamtenversorgungskasse enthalten. 


27. Abgeordneter 

Alexander 

Dobrindt 

(CDU/CSU) 


Hat die Bundesregierung Kenntnis darüber, 
ob im Rahmen der EU-Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG für Förderprojekte an den Bin- 
nengrenzen der EU auch für die Jahre 2006 
bis 2013 Finanzmittel zur Verfügung stehen 
werden, und wenn ja, in welcher Höhe (bitte 
nach Jahren auflisten)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. Juni 2004 

Die Kommission hat im Februar 2004 ihren Entwurf der Finanziellen 
Vorausschau 2007 bis 2013 sowie ihren dritten Bericht über den wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt (3. Kohäsionsbericht) veröf- 
fentlicht. Damit hat sie erstmals konkrete Vorschläge für den neuen 
Finanzrahmen und die Ausgestaltung der Strukturpolitik nach 2006 
vorgelegt. Danach schlägt die Kommission, aufbauend auf den Erfah- 
rungen der derzeitigen Initiative INTERREG, ein neues Ziel 3 - Eu- 
ropäische territoriale Zusammenarbeit - vor. Im Rahmen dieses Ziels 
soll die grenzübergreifende Zusammenarbeit im Prinzip in allen Re- 
gionen entlang der Binnen- und Außengrenzen der erweiterten Ge- 
meinschaft gefördert werden. Zirka 4 Prozent der für die Kohäsions- 
politik vorgesehenen Mittel - das sind rund 14 Mrd. Euro - sollen für 
das neue Ziel 3 eingesetzt werden. Das würde gegenüber der jetzigen 
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Förderperiode, in der ca. 5 Mrd. Euro für die Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG aufgewendet werden, eine massive Mittelaufstockung 
bedeuten. 

Zum gegenwärtigen Zeitpunkt hat die Bundesregierung keine Kennt- 
nis, welche jährliche und regionale Verteilung der Mittel die KOM für 
das Ziel 3 anstrebt. 


28. Abgeordneter 

Alexander 

Dobrindt 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, wird sich die Bundesregierung für 
die Fortführung der Gemeinschaftsinitiative 
INTERREG, insbesondere für die Fortfüh- 
rung der Förderung von Projekten an den Bin- 
nengrenzen der EU, einsetzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Karl Diller 
vom 30. Juni 2004 

Die Bundesregierung setzt sich gemeinsam mit fünf anderen Mitglied- 
staaten dafür ein, die Ausgaben der EU auf durchschnittlich nicht 
mehr als 1 Prozent der EU-Wirtschaftsleistung (EU-BNE) zu begren- 
zen. Durch die Koppelung des Ausgabenwachstums an das nominale 
Wirtschaftswachstum der EU werden ausreichend Spielräume ge- 
schaffen, um die EU-Politikbereiche Wachstums- und zukunftsorien- 
tiert auszurichten. In diesem Rahmen können auch die erheblichen 
Herausforderungen, vor denen die europäische Strukturpolitik insbe- 
sondere im Hinblick auf die Integration der neuen Mitgliedstaaten 
steht, gemeistert werden. 

In ihrer Stellungnahme zum 3. Kohäsionsbericht hat die Bundesregie- 
rung deutlich gemacht, dass sie für eine stärkere Konzentration der 
Förderung auf die bedürftigsten Regionen der erweiterten Union ein- 
tritt. Der Kommissionsvorschlag, der eine massive Mittelaufstockung 
um rund 100 Mrd. Euro gegenüber dem laufenden siebenjährigen 
För derzeitraum vor sieht, wird dagegen dem Erfordernis der Konzent- 
ration nicht gerecht. 

Diese Kritik gilt auch hinsichtlich der räumlich und finanziell überzo- 
genen Vorschläge der Kommission für das neue Ziel 3. Demgegen- 
über spricht sich die Bundesregierung für eine Beschränkung der För- 
derung auf die grenzüberschreitende Zusammenarbeit an den neuen 
Außen-, vor allem aber über die neuen Binnengrenzen der Gemein- 
schaft hinweg aus. Diese Beschränkung der Förderung entspricht dem 
besonderen Bedarf an diesen Grenzen, an denen die grenzüberschrei- 
tende Kooperation noch nicht etabliert ist. Zugleich trägt dieser An- 
satz der notwendigen Konzentration der Mittel Rechnung. 


29. Abgeordneter 
Horst 
Seehofer 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass die privaten Rentenversiche- 
rer ihre Verträge an die neuen Sterbetafeln 
anpassen (vgl. DER TAGESSPIEGEL vom 
11. Juni 2004), und wenn ja, wie wird diese 
Anpassung vollzogen? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 25. Juni 2004 

Auf Grund der erheblich gestiegenen Lebenserwartung müssen die 
Lebensversicherungsunternehmen Vorsorge dafür treffen, dass die 
rentenversicherten Kunden im Durchschnitt länger Rentenzahlungen 
erhalten als bisher angenommen. 

Im Neugeschäft werden zum 1. Januar 2005 neue Tarife eingeführt, 
bei den im Bestand befindlichen Rentenversicherungsverträgen wird 
eine Neubewertung der Deckungsrückstellungen anhand der neuen 
Sterbetafeln vorgenommen. 


30. Abgeordneter 

Horst 

Seehofer 

(CDU/CSU) 


Wie passt diese Entwicklung ins Bild einer si- 
cheren, verlässlichen privaten Rentenversiche- 
rung, die noch dazu angeblich günstiger ist als 
die gesetzliche Rentenversicherung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 25. Juni 2004 

Die den Versicherungsnehmern bei Vertragsabschluss garantierten 
Rentenleistungen ändern sich durch die Einführung der neuen Sterbe- 
tafeln nicht. Die Einanzierung der Neubewertung der Deckungsrück- 
stellung erfolgt zu Easten der Überschussbeteiligung. 


31. Abgeordneter 
Horst 
Seehofer 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die durchschnittlichen Ab- 
schluss- und Vertriebskosten der privaten Ren- 
tenversicherung? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 25. Juni 2004 

Im Geschäftsjahr 2002 betrugen die Aufwendungen für Abschlusskos- 
ten bei (Einzel-)Rentenversicherungsverträgen (ohne Riester- und 
fondsgebundene Rentenversicherungen) im Neubestand 11,3 Prozent 
der verdienten Bruttobeitragseinnahmen des selbst abgeschlossenen 
Versicherungsgeschäftes. Die Aufwendungen für die laufende Verwal- 
tung beliefen sich auf 1 ,9 Prozent (Daten für den Gesamtbestand der 
Rentenversicherungsverträge lassen sich laut Mitteilung der Bundes- 
anstalt für Einanzdienstleistungsaufsicht - BaEin - nicht kurzfristig 
auswerten). 

Zahlen für die fondsgebundene Rentenversicherung können nicht an- 
gegeben werden, da diese Verträge statistisch nicht separat erfasst wer- 
den, sondern gemeinsam mit den fondsgebundenen Kapitallebensver- 
sicherungen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Arbeit 


32. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Welche Konsequenzen zieht die Bundesregie- 
rung aus der Forderung der Regulierungsbe- 
hörde für Post und Telekommunikation ange- 
sichts einer Rendite von 17 Prozent im Brief- 
verkehr, die Entgelte in diesem Bereich zu sen- 
ken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Ditmar Staffelt 
vom 25. Juni 2004 

Die Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post (RegTP) 
hat eine derartige Forderung tatsächlich nicht erhoben. Die Forde- 
rung einer solchen Absenkung wäre auch nicht zulässig. Die RegTP 
hat vielmehr im Juli 2002 die Maßgrößen für die Entwicklung des Ent- 
geltniveaus für Briefsendungen bis Ende 2007 festgelegt (Price-Cap- 
Verfahren). Maßgrößen sind dabei die Preissteigerungsrate (Infla- 
tionsrate) und der so genannte X-Faktor (erwartete Produktivitätsfort- 
schrittsrate). Die Rendite im Briefverkehr ist keine Maßgröße; sie hat 
demnach auch keinen Einfluss auf die bis Ende 2007 vorgegebene 
Entwicklung des Entgeltniveaus. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für 
Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft 


33. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Welcher zusätzliche Finanzbedarf wird im 
Bundeshaushalt 2005 aufgrund der verschiede- 
nen geplanten Neuzuständigkeiten von Bun- 
desbehörden im Gentechnikgesetz notwendig 
werden, insbesondere im Hinblick auf zusätz- 
lichen Mitarbeiterbedarf, Bürokosten und all- 
gemeine Verwaltungskosten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 25. Juni 2004 

Die einzige aufgrund des vom Deutschen Bundestag beschlossenen 
Gentechnikgesetzes geschaffene Neuzuständigkeit betrifft die Einrich- 
tung eines Standortregisters für die Freisetzung und den Anbau gen- 
technisch veränderter Organismen bei dem Bundesamt für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmittelsicherheit. Der dafür notwendige Verwal- 
tungsaufwand ist zurzeit noch nicht abzuschätzen. 
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34. Abgeordnete Plant die Bundesregierung zur Durchführung 

Dr. Maria des Gentechnikgesetzes Behördenaußenstellen 

Flachsbarth zu errichten? 

(CDU/CSU) 


35. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung 
die Auffassung, dass sich die Vor-Ort-Präsenz 
effektiver, kostensparender und unbürokrati- 
scher mit den vorhandenen Strukturen der 
Länderverwaltungen erzielen ließe? 


36. Abgeordnete 

Dr. Maria 
Flachsbarth 

(CDU/CSU) 


Wenn nein, wie vereinbart die Bundesregie- 
rung die Zentralisierung mit dem Verwaltungs- 
grundsatz, durch ein lokal gegliedertes Verwal- 
tungssystem eine bürgerfreundliche und effek- 
tive Verwaltung zu gewährleisten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Dr. Gerald Thalheim 
vom 25. Juni 2004 

Die Bundesregierung plant zur Durchführung des Gentechnikgesetzes 
nicht die Einrichtung von Außenstellen der zuständigen Bundesober- 
behörde (Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicher- 
heit). 

Das Gentechnikgesetz setzt europäisches Recht um. Nach den ein- 
schlägigen europäischen Richtlinien müssen die Mitgliedstaaten eine 
nationale für die Durchführung dieser Richtlinien zuständige Behörde 
bestimmen. Dies ist 1 990 im Gentechnikgesetz geschehen, indem vom 
Gesetzgeber eine zentrale Bundesoberbehörde als zuständige Behörde 
für die Genehmigungsverfahren zu (experimentellen) Freisetzungen 
von gentechnisch veränderten Organismen sowie zum Inverkehrbrin- 
gen von Produkten, die gentechnisch veränderte Organismen enthal- 
ten oder aus solchen bestehen, eingesetzt wurde (zunächst das Bundes- 
geundheitsamt, dann das Robert Koch-Institut, seit 1 . April 2004 das 
Bundesdamt für Verbraucherschutz und Lebensmittelsicherheit). An 
dieser Zuständigkeitsregelung hat das Gentechnikgesetz nichts geän- 
dert. 


37. Abgeordnete 

Julia 

Klöckner 

(CDU/CSU) 


Zur Wahrnehmung welcher genauen Aufga- 
ben, die nicht durch das Bundesministerium 
für Verbraucherschutz, Ernährung und Land- 
wirtschaft (BMVEL) selbst wahrgenommen 
werden können, hat sich die von der Bundes- 
regierung engagierte Kommunikationsagentur 
Media Consulta Deutschland GmbH im Rah- 
men der Öffentlichkeitsarbeit für das BMVEL 
gegenüber der Bundesregierung vertraglich 
verpflichtet, und wie hoch sind die Ausgaben, 
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die die Bundesregierung für die Leistungen 
aus dem Vertrag mit der Media Consulta 
Deutschland GmbH insgesamt und bis zum 
Ende der Legislaturperiode veranschlagt hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Matthias Berninger 
vom 28. Juni 2004 

Nach einem europaweiten Vergabeverfahren hat die Bundesrepublik 
Deutschland, vertreten durch das BMVEL mit der Eirma Media 
Consulta Deutschland GmbH im Eebruar 2004 einen Rahmenvertrag 
geschlossen. 

Gegenstand des Vertrages sind die Unterstützung des BMVEL bei 
der Umsetzung von Kommunikationsstrategien, die Koordinierung 
der kommunikativen Maßnahmen sowie die Konzeption und Umset- 
zung einzelner Maßnahmen, wie zum Beispiel Informationskampag- 
nen, Anzeigen, Workshops, Tagungen, Internetseiten, Eilmbeiträge 
und Broschüren. 

Die Agentur berät das BMVEL in Kommunikationsfragen und ist ge- 
mäß dem Rahmenvertrag verpflichtet, Aufträge für die einzelnen 
Maßnahmen nach Einzelauftrag auszuführen. Ein Anspruch auf Ertei- 
lung eines Auftrages besteht für die Agentur nicht. Das BMVEL ga- 
rantiert kein bestimmtes Auftragsvolumen. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung 


38. Abgeordnete 

Daniela 

Raab 

(CDU/CSU) 


Wie viele Erauen tun derzeit in den Streitkräf- 
ten der Bundesrepublik Deutschland Dienst, 
und wie viele Soldatinnen der Bundeswehr ha- 
ben bisher an Einsätzen der Bundeswehr im 
Ausland teilgenommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 28. Juni 2004 

Derzeit sind in den Streitkräften der Bundeswehr 10 235 Soldatinnen 
(Stand: 7. Mai 2004) sowie 19 232 Beamtinnen und Arbeitnehmerin- 
nen (Stand: 30. April 2004) eingesetzt. Die Zahl der Soldatinnen, die 
insgesamt bereits in Auslandseinsätzen tätig waren, beträgt bisher zir- 
ka 2 700. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass Erauen auch 
mehrmals teilgenommen haben können. 
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Inwieweit sieht das Bundesministerium der 
Verteidigung eine Gefahr, dass die Leistung 
dieser Frauen herabgesetzt oder die Akzeptanz 
von Frauen in der Bundeswehr insgesamt ge- 
schädigt werden könnte, die sich Rang und 
Namen durch Eignung, Leistung und Befähi- 
gung erarbeitet haben, wenn nun an Kriterien 
wie Eignung, Leistung und Befähigung vorbei 
„in vielen Dienstgradgruppen auf Jahre hinaus 
sämtliche Frauen an den meisten ihrer männ- 
lichen Kollegen vorbei befördert werden müs- 
sen“ (Stuttgarter Zeitung vom 8. Mai 2004, 
S. 1)? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 28. Juni 2004 

Eine „Frauenquote“ für die Streitkräfte in Form einer von der Qualifi- 
kation unabhängigen, rein geschlechterbedingten Bevorzugungsrege- 
lung sieht der Entwurf eines Gesetzes zur Gleichstellung von Soldatin- 
nen und Soldaten der Bundeswehr (Soldatinnen- und Soldatengleich- 
stellungsgesetz) nicht vor. Vielmehr sind Soldatinnen und Soldaten ge- 
mäß § 3 Abs. 1 des Soldatengesetzes nach Eignung, Befähigung und 
Leistung ohne Rücksicht auf Geschlecht, Abstammung, Rasse, Glau- 
ben, religiöse oder politische Anschauungen, Heimat oder Herkunft 
zu ernennen und zu verwenden (Leistungsprinzip). Das Leistungsprin- 
zip gebietet, dass Soldatinnen und Soldaten, die für Ernennungen an- 
stehen, ausschießlich nach Eignung, Befähigung und Leistung ausge- 
wählt werden (Bestenauslese). Wichtigste Grundlage für die Bewer- 
tung dieser Kriterien sind die dienstlichen Beurteilungen. Ernannt 
werden die am besten geeigneten Soldatinnen und Soldaten. 

Das Prinzip der Bestenauslese wird auch nach Inkrafttreten des Solda- 
tinnen- und Soldatengleichstellungsgesetzes gelten. Der Gesetzentwurf 
sieht vor, dass Soldatinnen in Bereichen, in denen sie unterrepräsen- 
tiert sind, bei Maßnahmen des beruflichen Aufstiegs bei gleicher Eig- 
nung, Befähigung und Leistung (Qualifikation) bevorzugt zu berück- 
sichtigen sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers liegende 
Gründe überwiegen. Erst bei gleicher Qualifikation kommen deshalb 
die gleichstellungsrechtlichen Vorgaben bei Auswahlentscheidungen 
zum Tragen. 


40. Abgeordneter 

Dr. Volker 

Wissing 

(FDP) 


Welche Änderungen in Bezug auf die finanziel- 
le und personelle Ausstattung des Standortes 
Koblenz plant die Bundesregierung, und hält 
die Bundeswehr weiterhin an Koblenz als Sitz 
des künftigen Personalamtes für Unteroffiziere 
und Feldwebel fest? 


39. Abgeordnete 

Daniela 

Raab 

(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Walter Kolbow 
vom 29. Juni 2004 

Gemäß Ressortkonzept Stationierung vom 16. Februar 2001 und wei- 
terer Entscheidungen sind in dem die Standorte Koblenz und Lahn- 
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stein umfassenden „Stationierungsraum Koblenz“ derzeit ca. 9 460 
militärische und zivile Dienstposten sowie ca. 680 Lehrgangsteilneh- 
mer zielstationiert. 

Aus funktionalen und betriebswirtschaftlichen Gründen wurde ent- 
schieden, die künftige Stammdienststelle der Bundeswehr (Personal- 
amt für Unteroffiziere und Feldwebel), entgegen der ursprünglichen 
Planung, nicht in Lahnstein, sondern in Köln zu stationieren. Am 
8. Oktober 2003 wurden die Landesregierung von Rheinland-Pfalz, 
die Oberbürgermeister der Städte Koblenz und Lahnstein sowie regio- 
nale und örtliche Mandatsträger über die Stationierungsänderung in- 
fomiert. 

Im Zusammenhang mit der weiterhin angespannten finanziellen Res- 
sourcenlage ist ein wesentliches Ziel der Weiterentwicklung der Bun- 
deswehr, die Synchronisation der Planung von Betrieb und Investitio- 
nen mit der Finanzplanung der Bundeswehr dauerhaft sicherzustellen. 
Diese Zielsetzung ist auch bestimmend für den Stationierungsraum 
Koblenz. 

Mit Schreiben vom 10. Februar 2004 habe ich Sie über die anstehende 
Neuordnung der Bundeswehr unterrichtet. Die strukturellen Verände- 
rungen infolge der Weiterentwicklung der Bundeswehr erfordern eine 
Überprüfung und Anpassung der relevanten Bestimmungsgrößen un- 
ter Berücksichtigung des streitkräftegemeinsamen Ansatzes. Das Er- 
gebnis der Prüfungen, die sich an militärischen, funktionalen sowie be- 
triebswirtschaftlichen Gesichtspunkten orientieren, kann erst vorge- 
legt werden, wenn die Grob- und Feinstrukturen der Streitkräfte fest- 
liegen. 

Ein daraus resultierendes Stationierungskonzept wird nicht vor Ende 
2004 vorliegen. 

Daher bitte ich um Verständnis, dass Fragen zur Zukunft des Standor- 
tes Koblenz zum gegenwärtigen Zeitpunkt leider noch nicht beantwor- 
tet werden können. Die Kolleginnen und Kollegen des Deutschen 
Bundestages werden frühzeitig über die Stationierungsentscheidungen 
informiert. Der Verteidigungsausschuss des Deutschen Bundestages 
wird kontinuierlich über den Fortgang der Planungen unterrichtet. 


Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Gesundheit 
und Soziaie Sicherung 


4L Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, zu welchen 
Konditionen deutsche Krankenkassen zur Ver- 
sorgung ihrer Versicherten Verträge mit aus- 
ländischen Versandapotheken geschlossen ha- 
ben, und in welchem Umfang dadurch Kosten 
für die gesetzliche Krankenkversicherung ein- 
gespart werden? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 28. Juni 2004 

Nein. Das Bundesministerium für Gesundheit und Soziale Sicherung 
führt nicht die Rechtsaufsicht über die einzelnen Krankenkassen und 
kann deshalb die Vorlage entsprechender Verträge nicht verlangen. 


42. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung ihre Aussa- 
ge auf Seite 47 des „Aktionsprogramms Infor- 
mationsgesellschaft Deutschland 2006“ (Bun- 
destagsdrucksache 15/2315), die konkrete Aus- 
gestaltung des elektronischen Rezepts werde 
sicherstellen, dass der elektronische Arzneimit- 
telhandel mit Apotheken in Deutschland und 
anderen Vertragsstaaten des europäischen 
Wirtschaftsraums unterstützt und gefördert 
wird, vor dem Hintergrund, dass ein höherer 
Anteil des Arzneimittelversandes aus ausländi- 
schen Versandapotheken zu einem Verlust an 
Arbeitsplätzen in Deutschland sowie Minder- 
einnahmen aus der Körperschafts-, Gewerbe- 
und Lohn- bzw. Einkommenssteuer sowie ge- 
ringeren Sozialversicherungsbeiträgen führen 
wird, und ist der Bundesregierung bekannt, ob 
es Aktionsprogramme der nationalen Regie- 
rungen anderer europäischer Staaten gibt, die 
die gezielte medizinische Versorgung aus dem 
Ausland fördern und unterstützen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 28. Juni 2004 

Der Versandhandel und der elektronische Handel mit Arzneimitteln 
kommt Verbraucherinteressen wesentlich entgegen. Er soll durch das 
elektronische Rezept in der Hinsicht unterstützt und gefördert wer- 
den, dass den Bürgerinnen und Bürgern eine weitere Vereinfachung 
der Verfahrensweisen zur Bestellung von Arzneimitteln bei deutschen 
oder Apotheken in der EU erleichtert wird. 

Erfahrungen mit dem Versandhandel und elektronischem Handel in 
Staaten, in denen diese Möglichkeit bereits seit längerem besteht, zei- 
gen, dass er wohl nicht den Umfang erreichen wird, der zu den in der 
Erage befürchteten Eolgen Anlass gibt. Dieser Handel erreicht selbst 
in den USA, wo Verschreibungen auf Grund wirtschaftlicher Interes- 
sen gezielt zu Versandapotheken gelenkt werden, nur einen Anteil von 
weniger als 15 Prozent des Apothekenumsatzes. 

Die Bürgerinnen und Bürger in Deutschland haben die gesetzlich fest- 
geschriebene freie Wahl, auf welchem Wege sie ihre Arzneimittel be- 
ziehen möchten. In den in dieser Hinsicht mit Deutschland vergleich- 
baren europäischen Staaten liegt der Anteil dieses Handels im unteren 
einstelligen prozentualen Bereich. 
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43. Abgeordneter 

Dr. Hans Georg 
Faust 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Staatssekretär im Bundes- 
ministerium für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung, Dr. Klaus Theo Schröder, an den Bera- 
tungen des Gemeinsamen Bundesausschusses 
(GBA) zur Neufassung der Richtlinie zur De- 
finition „schwerwiegende chronische Krank- 
heiten“ sowie zur Änderung der Krankentrans- 
port-Richtlinie vom 22. Januar 2004 teilge- 
nommen hat und die Mitglieder des GBA im 
Verlauf der Beratungen darauf aufmerksam 
gemacht haben, dass durch die Neufassung 
dieser Richtlinien die von der Politik bisher er- 
warteten Einsparpotentiale nicht erreicht wer- 
den können, und wenn ja, warum hat die Par- 
lamentarische Staatssekretärin bei der Bundes- 
ministerin für Gesundheit und Soziale Siche- 
rung, Marion Caspers-Merk, in der Antwort 
vom 1. März 2004 auf meine schriftliche Fra- 
ge 75 auf Bundestagsdrucksache 15/2635 nicht 
die diesbezügliche Einschätzung der Mitglie- 
der des GBA berücksichtigt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 29. Juni 2004 

Die Bundesregierung vertritt - wie bereits in der von Ihnen zitierten 
Antwort von der Parlamentarischen Staatssekretärin Marion Caspers- 
Merk auf Ihre schriftliche Frage dargestellt - nach wie vor die Auffas- 
sung, dass es durch die vom Gemeinsamen Bundesausschuss beschlos- 
senen Richtlinien zur Definition schwerwiegender chronischer Er- 
krankungen sowie die neuen Krankentransport-Richtlinien nicht zu 
nennenswerten Veränderungen des in der finanziellen Begründung 
zum Gesetz zur Modernisierung der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (GMG) ausgewiesenen Einsparvolumens aus Zuzahlungen in 
einer Größenordnung von 3,2 Mrd. Euro kommen wird. Auch wenn 
die seit Anfang Juni vorliegenden Finanzergebnisse der gesetzlichen 
Krankenversicherung für das 1. Quartal 2004 noch keine abschließen- 
de Bewertung ermöglichen, haben namhafte Vertreter der gesetzlichen 
Krankenversicherung öffentlich die Erwartung geäußert, dass sich die 
vom Gesetzgeber mit dem GMG erwarteten Einsparungen auch erzie- 
len lassen. 


44. Abgeordneter 
Jürgen 
Klimke 

(CDU/CSU) 


Wer ist Mitglied im Medizinischen Dienst 
des Bundesverbandes Medizintechnologie 
(BVmed), der den Hilfsmittel-Katalog zusam- 
menstellt, und nach welchen Kriterien wurden 
die Mitglieder dieses Gremiums ausgewählt? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 29. Juni 2004 

Ein Medizinischer Dienst des Bundesverbandes Medizintechnologie 
(BVmed) ist nicht bekannt. 

Nach § 128 Sozialgesetzbuch - Fünftes Buch - (SGB V) erstellen die 
Spitzenverbände der Krankenkassen ein Hilfsmittelverzeichnis, in 
dem die von der Leistungspflicht der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung umfassten Hilfsmittel aufzuführen sind. Über die Aufnahme neu- 
er Hilfsmittel in das Hilfsmittelverzeichnis entscheiden die Spitzenver- 
bände der Krankenkassen nach § 139 Abs. 2 SGB V, nachdem der 
Medizinische Dienst der Krankenversicherung (§ 275 ff SGB V) die 
Voraussetzungen geprüft hat. Nach § 128 Abs. 1 Satz 3 SGB V ist das 
Hilfsmittelverzeichnis regelmäßig fortzuschreiben. 

Bei dem Medizinischen Dienst der Krankenversicherung handelt es 
sich um eine Arbeitsgemeinschaft der Landesverbände der Orts-, Be- 
triebs- und Innungskrankenkassen, der landwirtschaftlichen Kranken- 
kassen und der Verbände der Ersatzkassen (§ 278 SGB V). Die Ärzte 
der Medizinischen Dienste sind bei der Wahrnehmung ihrer medizini- 
schen Aufgaben nur ihrem ärztlichen Gewissen unterworfen (§ 275 
Abs. 5 SGB V). 


45. Abgeordneter 
Jürgen 
Klimke 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass einmal in den Hilfsmittel-Ka- 
talog des Medizinischen Dienstes aufgenom- 
mene Produkte, die eine so genannte Hilfsmit- 
telnummer erhalten, langfristig ohne jede 
nachfolgende Überprüfung darin verbleiben, 
und warum sieht der Hilfsmittel-Katalog des 
Medizinischen Dienstes keine qualitative Ab- 
stufung innerhalb einer Produktgruppe vor? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 29. Juni 2004 

Eine Überprüfung von in das Hilfsmittelverzeichnis aufgenommenen 
Produkten erfolgt, sofern der Hersteller Änderungen an seinem Pro- 
dukt mitteilt, Hinweise über die Nichterfüllung der Qualitätsstandards 
zu einzelnen Produkten vorliegen oder nach Veränderungen der Qua- 
litätsstandards im Rahmen von Fortschreibungen des Hilfsmittelver- 
zeichnisses. 

Das Hilfsmittelverzeichnis gliedert sich in Produktgruppen. Die Pro- 
duktgruppen sind in Produktarten unterteilt, die in ihrer Funktion 
gleichartige bzw. gleichwertige Produkte zusammenfassen. Die Quali- 
tätsstandards für die Produktarten innerhalb einer Produktgruppe 
sind unterschiedlich und richten sich nach der Konstruktion, Zweck- 
bestimmung und Funktionsweise der Produktart. 
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46. Abgeordneter 

Jürgen 

Klimke 

(CDU/CSU) 


Wie wird dafür Sorge getragen, dass Hersteller 
medizinischer Produkte mit Hilfsmittelnum- 
mern diese kontinuierlich verbessern bzw. bei 
der Reduzierung der Herstellungskosten die 
Einsparungen auch an die Versicherer (Kran- 
kenkassen, Berufsgenossenschaften etc.) wei- 
tergeben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 29. Juni 2004 

Durch die Fortschreibung des Hilfsmittelverzeichnisses werden die 
Qualitätsstandards des Hilfsmittelverzeichnisses weiterentwickelt. 
Hiervon unabhängig ist es die Aufgabe der Hersteller, ihre Produkte 
ggf unter Berücksichtigung der Erfahrungen der an der Versorgung 
beteiligten Eeistungserbringer und Verbraucherverbände weiterzuent- 
wickeln. 

Die Realisierung von Wirtschaftlichkeitsreserven ist durch die Kosten- 
träger bzw. deren Verbände auf Basis der gesetzlichen Regelungen in 
den Verträgen sicherzustellen. 


47. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Wie haben sich in den zurückliegenden vier 
Jahren die Bewilligungen von Mutter-Kind- 
Kuren entwickelt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 28. Juni 2004 

In der amtlichen Statistik der gesetzlichen Krankenversicherung lie- 
gen Daten der bewilligten Eeistungsfälle zur Vorsorge und Rehabilita- 
tion für Mütter und Väter derzeit nur bis zum Jahr 2002 vor. Danach 
haben sich die entsprechenden Fallzahlen wie folgt entwickelt: 


1999 

2000 

2001 

2002 

229 Tsd. 

223 Tsd. 

227 Tsd. 

188 Tsd. 


Allerdings liegt die Zahl der Eeistungsfälle damit im Jahr 2002 immer 
noch um ein Vielfaches über den im Jahr 1991 von den Krankenkas- 
sen finanzierten insgesamt rund 54 Tausend Maßnahmen. 

Antragsstatistiken liegen weder den Spitzenverbänden der Kranken- 
kassen noch den Krankenkassen selbst vor. Allerdings haben die Spit- 
zenverbände Informationen, wonach ein Rückgang der Anträge zu 
verzeichnen sei. Änderungen hinsichtlich der Zugangsvoraussetzun- 
gen und des Bewilligungsverfahrens für die Eeistungen wurden seitens 
der Krankenkassen bzw. der Spitzenverbände der Krankenkassen 
nicht vorgenommen. 
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48. Abgeordnete 
Maria 
Michalk 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass zunehmend mehr Einrichtun- 
gen der Mutter-Kind-Kuren in wirtschaftliche 
Schwierigkeiten geraten und schließen müs- 
sen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Marion Caspers-Merk 
vom 28. Juni 2004 

Das Gesetz zur „Verbesserung der Vorsorge und Rehabilitation für 
Mütter und Väter“ sieht gemäß § 1 1 la Fünftes Buch Sozialgesetzbuch 
für Einrichtungen des Müttergenesungswerks und gleichartige Ein- 
richtungen seit Juli 2002 den Abschluss von Versorgungsverträgen als 
Voraussetzung für die Eeistungszulassung zu Fasten der gesetzlichen 
Krankenversicherung vor. Dabei sind im Konsens mit den Trägeror- 
ganisationen Qualitätsanforderungen in die Zulassungsvoraussetzun- 
gen aufgenommen worden. Die Vertragsabschlüsse mit den Kassen- 
verbänden auf Eandesebene zeigen, dass zu deren Erfüllung in vielen 
Einrichtungen personelle und bauliche Anpassungen erforderlich sind. 
Zur Erleichterung der Anpassungen und zur Sicherstellung des be- 
währten Einrichtungsangebots fördert das Bundesministerium für Fa- 
milie, Senioren, Frauen und Jugend wie in den Vorjahren auch 2004 
Baumaßnahmen in Höhe von 4 090 000 Euro. 

Zur wirtschaftlichen Situation der Träger der Einrichtungen liegen der 
Bundesregierung keine konkreten Informationen vor. Bekannt ist al- 
lerdings, dass im Jahr 2003 15 Einrichtungen des Müttergenesungs- 
werkes (7 Müttereinrichtungen und 8 Mutter-Kind-Einrichtungen) ge- 
schlossen und 4 Einrichtungen vorübergehend stillgelegt wurden. Wei- 
terhin ist bekannt, dass die Auslastung vieler Einrichtungen des Müt- 
tergenesungswerks seit 2003 im Bereich von 50 bis 70 Prozent liegt. 
Seit dem 1. Januar 2004 gibt es 106 Einrichtungen, 95 Mutter-Kind- 
Einrichtungen und 11 Müttereinrichtungen. Die Verringerung der 
Zahl der Einrichtungen gegenüber 2003 wird jedoch vor dem Hinter- 
grund des Gesetzes zur „Verbesserung der Vorsorge und Rehabilita- 
tion für Mütter und Väter“ bei den bestehenden Einrichtungen insge- 
samt zu einer Verbesserung der wirtschaftlichen Situation führen. 


49. Abgeordneter 
Horst 
Seehofer 

(CDU/CSU) 


Wie hoch sind die durchschnittlichen Verwal- 
tungskosten der gesetzlichen Rentenversiche- 
rungsträger? 


Antwort des Staatssekretärs Heinrich Tiemann 
vom 25. Juni 2004 

Die Verwaltungs- und Verfahrenskosten der gesetzlichen Rentenversi- 
cherungsträger betrugen im Jahr 2002 rund 3,7 Mrd. Euro, das waren 
1,6 Prozent der Gesamtausgaben bzw. 2,2 Prozent der Beitragseinnah- 
men. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Bau- und Wohnungswesen 


50. Abgeordneter 
Klaus 
Brähmig 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die Be- 
schränkung der Auszahlung der Gelder aus 
dem Fluthilfefonds bis Ende 2004 für den Aus- 
bau der Bahnstrecke Schöna (Grenze)-Pirna 
bedeuten würde, dass die Bauarbeiten im Obe- 
ren Elbtal in Tag- und Nachtschichten durch- 
geführt werden müssten, um eine Abrechnung 
der Baumaßnahme noch vor Ablauf dieses Ka- 
lenderjahres zu ermöglichen? 


51. Abgeordneter 
Klaus 
Brähmig 

(CDU/CSU) 


Wie sieht die Bundesregierung vor diesem 
Hintergrund die Möglichkeit, die Auszahlung 
der Mittel über das Jahr 2004 hinaus zu stre- 
cken, um für die Tourismusregion Sächsische 
Schweiz die erheblichen Folgen starker nächtli- 
cher Lärmbelästigung zu vermeiden und damit 
den Erfolg der Hauptsaison im Fremdenver- 
kehr nicht zu gefährden? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 23. Juni 2004 

Der Bundesregierung sind diese Details der Bauarbeiten nicht be- 
kannt. Im Zuge der Bahnreform erhielten die Eisenbahninfrastruktur- 
unternehmen des Bundes (DB Netz AG, DB Station&Service AG, 
DB Energie GmbH, kurz EIU) das Eigentum an der Schieneninfra- 
struktur der ehemaligen Deutschen Bundesbahn und der ehemaligen 
Deutschen Reichsbahn. Die EIU sind privatrechtlich organisierte Un- 
ternehmen und nicht mehr Teil der bundeseigenen Verwaltung. Weder 
der Bund noch andere Dritte können Vorgaben machen, die in die un- 
ternehmerischen Entscheidungsbereiche eingreifen. 

In Wahrnehmung ihrer unternehmerischen Aufgaben üben die EIU 
auch die Bauherrenfunktion bei Investitionsprojekten aus, so auch bei 
der Beseitigung der Hochwasserschäden an der Eisenbahnstrecke Pir- 
na-Schöna-Grenze D/CR. 

Die Bauarbeiten haben am 1 . Juni 2004 begonnen. Ein kurzfristiger 
Abbruch oder eine Streckung der Arbeiten, die zum Jahresende 2004 
abgeschlossen sein sollen, hätte erhebliche Schadensersatzleistungen 
der EIU an die Auftragnehmer zur Folge. Zudem stehen die von der 
Europäischen Kommission bereitgestellten Mittel zur Beseitigung der 
Flutschäden aus dem Fonds für regionale Entwicklung nur noch bis 
zum Jahresende 2004 zur Verfügung. 
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52. Abgeordneter 

Albrecht 

Felbel 

(CDU/CSU) 


Wie steht die Bundesregierung zu den Vor- 
schlägen, analog zu Großbritannien, ein bun- 
deseinheitliches Kfz-Nummernschild einzufüh- 
ren und damit zu Personaleinsparungen in den 
Kfz-Zulassungsstellen (derzeit ca. 90 000 Be- 
schäftigte) beizutragen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleiche 
vom 24. Juni 2004 

Die Organisation der Kfz-Zulassungsbehörden (Zahl, Personal- und 
Sachausstattung) fällt ausschließlich in den Zuständigkeitsbereich der 
Länder. 

Im Zusammenhang mit der Neuordnung und Vereinfachung des Kfz- 
Zulassungsverfahrens werden gegenwärtig von einer Bund-Länder-Ar- 
beitsgruppe Gestaltungs- und Regelungsmöglichkeiten, die sich auch 
auf das Kennzeichenwesen erstrecken, untersucht. Dabei wurden Vor- 
schläge zur Einführung eines bundeseinheitlichen Kfz-Nummernschil- 
des analog zu Großbritannien nicht erörtert. 


53. Abgeordneter 

Siegfried 

Kauder 

(Bad Dürrheim) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, dass der Bundeskanzler Gerhard 
Schröder dem Schweizerischen Bundespräsi- 
denten Joseph Deiss am 23. April 2004 zuge- 
sagt hat, die Bundesrepublik Deutschland wer- 
de sich am schweizerischen Mediationsverfah- 
ren über den Betrieb des Flughafens Zürich be- 
teiligen? 


54. Abgeordneter 

Siegfried 

Kauder 

(Bad Dürrheim) 

(CDU/CSU) 


Wenn ja, hat der Bundeskanzler Gerhard 
Schröder diese Zusage zuvor mit den Landrä- 
ten der betroffenen Landkreise Schwarzwald- 
Baar-Kreis, Konstanz und Waldshut abge- 
stimmt? 


55. Abgeordneter 

Siegfried 

Kauder 

(Bad Dürrheim) 

(CDU/CSU) 


Wird ein Regierungsvertreter für die Bundes- 
republik Deutschland am Mediationsverfahren 
teilnehmen, und wenn ja, in welcher Funktion 
(aktive Teilnahme oder Beobachtung)? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 28. Juni 2004 

Im Interesse eines gutnachbarlichen Verhältnisses zur Schweiz hat 
Bundeskanzler Gerhard Schröder die Beteiligung Deutschlands am 
schweizerischen Mediationsverfahren zugesagt. 
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Daraufhin hat Bundesminister Dr. Manfred Stolpe die Landräte der 
Landkreise Waldshut, Konstanz und Schwarzwald-Baar gebeten, an 
dem Mediationsverfahren teilzunehmen. Nach einem gemeinsamen 
Abstimmungsgespräch am 23. Juni 2004 haben die drei Landräte ihre 
Bereitschaft zur Teilnahme erklärt. Die Teilnahme erfolgt in Abspra- 
che mit Bundesminister Dr. Manfred Stolpe unter bestimmten Vo- 
raussetzungen. Dabei ist ein charakteristisches Merkmal eines Media- 
tionsverfahrens, dass einzelne Teilnehmer nicht überstimmt werden 
können. 


56. Abgeordneter 

Dr. Heinrich L. 
Kolb 

(FDP) 


Besteht in Bezug auf die geplante Ortsumge- 
hung von Höchst im Odenwald im Zuge der 
Bundesstraße B 45 die Möglichkeit der Finan- 
zierung im Rahmen einer wie auch immer ge- 
arteten Form einer Public-Private-Partnership, 
wie dies vom Landrat des Odenwaldkreises 
dem zuständigen Bundesministerium für Ver- 
kehr, Bau- und Wohnungswesen (BMVBW) 
schriftlich erläutert wurde? 


57. Abgeordneter Werden im BMVBW solche alternativen Fi- 

Dr. Heinrich L. nanzierungsmodelle geprüft? 

Kolb 

(FDP) 


58. Abgeordneter 

Dr. Heinrich L. 
Kolb 

(FDP) 


Wie groß ist die Zeitspanne zwischen einer 
positiven Finanzierungsentscheidung und dem 
konkreten Baubeginn? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 29. Juni 2004 

Aus Sicht des Bundes ist zu unterscheiden zwischen Public-Private- 
Partnership-Modellen, bei denen private Dritte Erhaltung und Betrieb 
sowie die Finanzierung für den mehrstreifigen Ausbau eines Auto- 
bahnabschnittes oder für den Bau eines Abschnittes einer mehrstreifi- 
gen autobahnähnlichen Bundesstraße oder für den Bau einer Brücke 
oder eines Tunnels im Zuge einer Bundesfernstraße übernehmen und 
die von ihnen dafür eingesetzten Mittel durch projektspezifische Mau- 
ten für Lkw oder für Lkw und Pkw über einen vereinbarten Zeitraum 
refinanziert werden und Vorfinanzierungsmodellen, bei denen private 
Dritte den Bau eines Bundesfernstraßenprojektes übernehmen und 
der Bund sich verpflichtet, das vorfinanzierte Projekt gegen ratenwei- 
se Zahlung der gesamten Refinanzierungskosten über einen zuvor ver- 
einbarten Zeitraum zu erwerben. 

Davon zu unterscheiden ist der „Funktionsbauvertrag“, bei dem der 
Bund im Rahmen eines Bauvertrages mit einer Baufirma nicht nur 
den Bau eines Straßenprojektes finanziert, sondern zugleich auch des- 
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sen bauliche Erhaltung über einen festgelegten Zeitraum ohne Beteili- 
gung eines mitllnanzierenden privaten Dritten. 

Die Ortsumgehung Höchst im Odenwald ist als Neubau einer 2-strei- 
figen Bundesstraße nach den vorstehenden Projektparametern als 
Public-Private-Partnership-Modell nicht geeignet. 

Nach den Erfahrungen mit den in den 90er Jahren durchgeführten 
Bundesfernstraßenprojekten mit privater Vorfinanzierung hat die 
Bundesregierung zur Vermeidung entsprechender Vorbelastungen 
künftiger Bundesfernstraßenhaushalte entschieden, keine weiteren 
derartigen Projekte mehr zu beginnen und insoweit auf Zeitgewinne 
infolge ihrer vorzeitiger Nutzung zu verzichten. 

Die Ortsumgehung Höchst wird insoweit wie andere Bundesfernstra- 
ßenprojekte aus den Bundeshaushalten der kommenden Jahre zu fi- 
nanzieren sein. 


59. Abgeordneter 

Heinrich-Wilhelm 

Ronsöhr 


(CDU/CSU) 


Wann wird der vollständige Ausbau der Bun- 
desautobahn A 39 zwischen Braunschweig und 
dem Autobahnkreuz Wolfsburg/Königslutter 
abgeschlossen sein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 28. Juni 2004 

Ziel der Bundesregierung ist der Eückenschluss der Bundesautobahn 
A 39 zwischen Braunschweig und dem Autobahnkreuz Wolfsburg/Kö- 
nigslutter bis 2010. 


60. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Wie bewertet die Bundesregierung den Um- 
stand, dass mangels ausreichender Ausschilde- 
rung der Großteil des Ziel- und Quellverkehrs 
des Gewerbegebietes Willich-Münchheide von 
der Bundesautobahn A 44 durch die Willicher 
Innenstadt geleitet wird, obwohl eine entspre- 
chende Autobahnausfahrt zum Gewerbegebiet 
vorhanden ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 30. Juni 2004 

Die Anordnungsbefugnis, wo und welche Verkehrszeichen und Ver- 
kehrseinrichtungen anzubringen sind, obliegt gemäß Artikel 83, 84 
Grundgesetz (GG) den zuständigen Straßenverkehrsbehörden der 
Eänder. Dabei handelt es sich um den Vollzug der Straßenverkehrs- 
Ordnung, die die Eänder als eigene Aufgabe wahrnehmen. Das 
BMVBW ist somit keine Anordnungsbehörde für die wegweisende 
Beschilderung. 

Nach Auskunft des zuständigen Ministeriums für Verkehr, Energie 
und Eandesplanung des Eandes Nordrhein-Westfalen werden zurzeit 
verschiedene Maßnahmen zur Verbesserung der Verkehrssituation im 
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raum Willich erörtert. In diesem Zusammenhang sind auch beschilde- 
rungstechnische Maßnahmen denkbar. Konkrete Vorschläge liegen 
zum jetzigen Zeitpunkt noch nicht vor. 


61. Abgeordneter 
Uwe 

Schummer 

(CDU/CSU) 


Gab es eine Untersuchung des Ziel- und Quell- 
verkehrs in dem Bereich Gewerbegebiet Wil- 
lich-Münchheide der Bundesautobahn A44, 
und wenn ja, zu welchen Ergebnissen ist diese 
gekommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Achim Großmann 
vom 30. Juni 2004 

Nach Artikel 90 GG werden die Bundesautobahnen und sonstigen 
Bundesstraßen durch die Länder verwaltet. In diesem Zusammenhang 
sind die Länder auch für die Durchführung von verkehrsplanerischen 
Maßnahmen zuständig. Hierzu gehören u. a. auch Untersuchungen 
zur verkehrlichen Auswirkung von Industrieansiedlungen, Wohn- und 
Gewerbegebieten etc., die durch die zuständigen Straßenbaubehörden 
der Länder in eigener Zuständigkeit durchgeführt werden und daher 
dem BMVBW nicht im Einzelnen bekannt sind. 


62. Abgeordneter 

Gero 

Storjohann 

(CDU/CSU) 


Weshalb hat die Bundesregierung bei der In- 
formationsveranstaltung zur Beseitigung des 
„toten Winkels“ bei abbiegenden LKW, wel- 
che am Mittwoch, dem 16. Juni 2004 zwischen 
14.30 Uhr und 17.00 Uhr in Berlin in der Otto- 
von-Bismarck-Allee stattfand, keinen Vertre- 
ter der niederländischen Lirma, welche die 
DOBLI-Spiegel für Lastkraftwagen herstellt, 
eingeladen und keine Präsentation des 
DOBLI-Spiegels zugelassen, obwohl auch der 
DOBLI-Spiegel neben den auf obiger Ver- 
anstaltung präsentierten Spiegeln vergleichbar 
gut geeignet erscheint, den „toten Winkel“ bei 
Lastkraftwagen zu reduzieren? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Iris Gleicke 
vom 24. Juni 2004 

Durch eine Verordnung, die zurzeit von der Bundesregierung vorbe- 
reitet wird, werden Vorschriften der neuen Richtlinie 2003/97/EG 
über Einrichtungen für indirekte Sicht vorzeitig in nationales Recht 
übernommen. Darüber hinaus soll die Nachrüstung von bereits im 
Verkehr befindlichen Lkw vorgeschrieben werden. 

In der genannten Richtlinie sind für alle geforderten Spiegel bestimm- 
te Sichtfelder vorgeschrieben. Ziel aller fahrzeugtechnischen Vor- 
schriften ist es, so weit wie möglich detaillierte Bauvorschriften zu ver- 
meiden und stattdessen Wirkvorschriften zu formulieren. An dieses 
Prinzip haben sich auch die Niederlande bei ihrer nationalen Verord- 
nung gehalten. 
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Es wird bewusst dem Fahrzeughersteller überlassen, zusammen mit 
seinen Zulieferern geeignete technische Lösungen zu entwickeln, die 
die in der Wirkvorschrift gestellten Anforderungen erfüllen. Auf diese 
Weise wird vermieden, dass gegenwärtig vorhandene technische Aus- 
führungen festgeschrieben werden und dadurch der technische Fort- 
schritt behindert wird. 

Auf der Informationsveranstaltung am 16. Juni 2004 in Berlin wurden 
vom Verband der Automobilindustrie (VDA) - nicht von Spiegelan- 
bietern - mit Unterstützung dreier Lkw-Hersteller an drei Fahrzeugen 
Lösungen zur weitestgehenden Beseitigung des „toten Winkels“ auf 
der Beifahrerseite, entsprechend den Anforderungen der neuen Richt- 
linie, demonstriert und erläutert. Durch die Repräsentanten von 
„DOBLI“ selbst wird darauf hingewisen, dass „DOBLI“ ein regist- 
rierter Markenname und patentrechtlich geschützt (Patent-Nummern 
PCT/NL99/00693 und NF 1010534) ist. Aus prinzipiellen Gründen 
der Neutralität im Wettbewerb hat die Bundesregierung weder eine 
Empfehlung für ein bestimmtes Produkt gegeben noch ein einzelnes 
Produkt namentlich genannt oder präsentiert noch einen bestimmten 
Hersteller eingeladen. 


63. Abgeordnete 

Dr. Margrit 
Wetzel 

(SPD) 


Welche Containerschiffsgröße (Länge, Breite, 
Tiefgang) würde nach einer weiteren - geplan- 
ten - Elbvertiefung als auflagenfrei (= Bemes- 
sungsschiff, Container) in der Seeschiff- 
fahrtsstraßenordnung für die tideunabhängige 
Fahrt vorgesehen? 


64. Abgeordnete 

Dr. Margrit 

Wetzel 

(SPD) 


Welche Kriterien würden - gemessen an der 
auflagenfreien Schiffsgröße nach Frage 63 - 
für die Erteilung von Befahrensauflagen (Ver- 
kehrsregelung, Windstärken, Begegnungsbrei- 
ten, Tidenfahrplanvorgaben, Tiefgangsein- 
schränkungen) für weitere Schiffsgrößen zu- 
grunde gelegt? 


65. Abgeordnete 

Dr. Margrit 

Wetzel 

(SPD) 


Welche Wassertiefen wären - an den Bezugs- 
punkten Wedel, Glückstadt, Brunsbüttel - not- 
wendig, wenn ein Containerschiff mit einem 
Salzwassertiefgang von 14,50 m (= 14,80 m 
Frischwassertiefgang) von Hamburg ausge- 
hend die Elbe befahren würde? 


66. Abgeordnete 

Dr. Margrit 

Wetzel 

(SPD) 


Bis zu welcher Windgeschwindigkeit haben die 
Simulationsversuche für die Machbarkeitsstu- 
die zur Elbvertiefung „sicheres navigieren bei 
Begegnungsverkehr“ mit einer Geschwindig- 
keit von max. 12 kn ergeben (Hamburg-Bruns- 
büttel)? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Angelika Mertens 
vom 30. Juni 2004 

Vorbemerkung 

Für eine von der Freien und Hansestadt Hamburg beantragte weitere 
Fahrrinnenanpassung der Unter- und Außenelbe für größere Contai- 
nerschiffe ist bereits eine Machbarkeitsuntersuchung nach Methodik 
und Kriterien der Bundesverkehrswegeplanung aufgestellt worden. 
Zurzeit wird eine Ressortabstimmung mit dem Ziel der Herbeifüh- 
rung eines Kabinettbeschlusses der Bundesregierung über die Durch- 
führung des Vorhabens vorgenommen. 

Unabhängig davon werden Grundsatzuntersuchungen am Schiffs- 
simulator der Hochschule Wismar für die bereits heute auf der Elbe 
fahrenden größeren Containerschiffe durchgeführt. Die Untersuchun- 
gen sind noch nicht abgeschlossen. 

Zu Frage 63 

Die Größe des Bemessungs-Containerschiffes beträgt: Länge 350 m, 
Breite 46 m, Tiefgang (tideunabhängige Fahrt im Salzwasser) 

13.50 m. 

Zu den Fragen 64 und 65 

Für die tideabhängige Fahrt eines von Hamburg auslaufenden 

14.50 m (Salzwasser) tiefgehenden Bemessungsschiffes werden nach 
heutigem Stand der Untersuchungen 

- in Wedel (km 643) 15,30 m unter KN (Karten-Null der 

Seekarten) 

- in Glückstadt (km 675) 1 5,90 m unter KN 

- in Brunsbüttel (km 695) 1 6, 1 3 m unter KN 

Wassertiefe benötigt. 

Als Kriterien für die auflagenfreie Befahrung des Bemessungsschiffes 
werden insbesondere Seegang, Dünung und Seitenwindstärken sowie 
Schiffsabmessungen und Schiffsgeschwindigkeiten berücksichtigt. Die 
diesbezüglichen Untersuchungen sind noch nicht abgeschlossen. 

Zu Frage 66 

In den Simulationsversuchen der Hochschule Wismar wurden folgen- 
de Windsituationen zugrunde gelegt: 

- Richtung Südwest und Nordwest Stärke 7 Bft, in Böen 10 Bft, 

- Richtung Nordwest Stärke 9 Bft, in Böen 10 Bft. 

Die Ergebnisse sind noch nicht abschließend ausgewertet. 
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Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umweit, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit 


67. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


Sind die Grenzwerte der Strahlenbelastung 
von Mobilfunkmasten, festgelegt in der 
26. Verordnung zur Durchführung des Bun- 
des-Immissionsschutzgesetzes, unter Berück- 
sichtigung thermischer wie nicht thermischer 
Wirkungen und wissenschaftlicher Erkenntnis- 
se ausreichend? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Prohst 
vom 30. Juni 2004 

Deutschland hat 1996 als erstes EU-Land rechtlich verbindliche Rege- 
lungen zur Begrenzung elektromagnetischer Eelder geschaffen. Die 
geltenden Grenzwerte gewährleisten nach heutiger Kenntnis den 
Schutz der Bevölkerung vor nachgewiesenen Gesundheitsgefahren. 
Bei der Eestlegung dieser Grenzwerte ist der aktuelle Stand der wis- 
senschaftlichen Erkenntnisse zu allen wissenschaftlich nachgewiesenen 
Wirkungen elektromagnetischer Eelder berücksichtigt worden, unab- 
hängig davon, bei welchen Eeldstärken die Untersuchungen durchge- 
führt wurden, d. h. es wurden nicht nur die thermischen Wirkungen, 
sondern auch die nichtthermischen Wirkungen berücksichtigt. 

Die Strahlenschutzkommission hat bei ihrer wissenschaftlichen Bewer- 
tung die Erkenntnisse u. a. zur Krebsentstehung und Krebsförderung, 
zur Erzeugung oder Eörderung neur odegenerativer Erkrankungen 
und zur Beeinflussung des Hormonhaushaltes (Melatonin u. a.) be- 
rücksichtigt. Die SSK erachtet es für notwendig, die Kenntnisse über 
mögliche gesundheitliche Beeinträchtigungen durch weitere Eor- 
schung zu verbessern. Vor diesem Hintergrund hat das Bundes- 
ministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit das 
Deutsche Mobilfunk-Eorschungsprogramm initiiert. 


68. Abgeordneter 

Dr. Hans-Peter 

Friedrich 

(Hof) 

(CDU/CSU) 


Was tut die Bundesregierung, um den Besorg- 
nissen der Bevölkerung über Strahlenbelastun- 
gen und mögliche negative gesundheitliche 
Auswirkungen Rechnung zu tragen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone Probst 
vom 30. Juni 2004 

Die Bundesregierung nimmt die in Diskussionen über mögliche ge- 
sundheitliche Auswirkungen des Mobüfunks zum Ausdruck kommen- 
den Besorgnisse ernst. Sie hat deshalb eine Reihe von Maßnahmen ge- 
troffen, um den Besorgnissen in der Bevölkerung angemessen zu be- 
gegnen: 

Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit hat im Rahmen des Deutschen Mobilfunk-Forschungsprogramms 
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8,5 Mio. Euro für die Erforschung offener Eragen über gesundheitli- 
che Wirkungen elektromagnetischer Eelder des Mobilfunks in den 
Jahren 2002 bis 2005 bereitgestellt. Mit der Selbstverpflichtung der 
Mobilfunknetzbetreiber vom 6. Dezember 2001 haben sich die Mobil- 
funknetzbetreiber verpflichtet, das oben genannte Programm mit wei- 
teren 8,5 Mio. Euro zu unterstützen. Das Bundesministerium für Bil- 
dung und Eorschung fördert emissionsmindernde Technologien bei 
Mobilfunksystemen mit einem Volumen von 7 Mio. Euro. 

Bei der Regulierungsbehörde für Telekommunikation und Post 
(RegTP) ist eine Standortdatenbank in kartografischer Eorm einge- 
richtet worden, die im Internet unter http://emf.regtp.de öffentlich zu- 
gänglich ist. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung eine Reihe von Maßnahmen 
ergriffen, um die Bevölkerung über mögliche gesundheitliche Wirkun- 
gen elektromagnetischer Eelder zu informieren. So werden vom Bun- 
desamt für Strahlenschutz z. B. entsprechende Informationsschriften 
erstellt, über ein kostenfreies Bürgertelefon laufend Informationen zu 
aktuellen strahlenhygienischen Eragen gegeben, auf verschiedenen In- 
ternetportalen werden Stellungnahmen zu einschlägigen Themen an- 
geboten (Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit: www.bmu.de; Bundesamt für Strahlenschutz: www.bfs.de; 
Deutsches Mobilfunk-Eorschungsprogramm: www.emf-forschungs- 
programm.de; Strahlenschutzkommission: www.ssk.de), eine aktive 
Beteiligung an öffentlichen Veranstaltungen wahrgenommen sowie 
Anfragen aus der Bevölkerung beantwortet. Das Bundesministerium 
für Wirtschaft und Arbeit betreibt unter der Adresse www.mobilfunk- 
information.de eine Internetseite, die der Öffentlichkeit als neutrale 
Informationsbasis dient. 

Mit der im Dezember 2001 vorgelegten freiwilligen Selbstverpflich- 
tung haben sich die Betreiber zu Verbesserungen im Bereich Verbrau- 
cher-, Gesundheits- und Umweltschutz verpflichtet. Die Bundesregie- 
rung bewertet regelmäßig die Erfahrungen mit der Selbstverpflichtung 
(www.bmu.de). 


69. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Wie sehen die Pläne der Bundesregierung zur 
Gestaltung des Gebäudes des Bundesministe- 
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit auf dem Mauergrundstück Strese- 
mannstraße/Potsdamer Platz aus? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 30. Juni 2004 

Im Zuge der endgültigen Unterbringung des 2. Dienstsitzes des BMU 
auf der Eiegenschaft Stresemannstr. 128 wird der bestehende Altbau 
durch einen Neubau auf dem Mauergrundstück, Ecke Stresemann- 
straße/Erna-Berger Straße zu einer geschlossenen Blockbebauung er- 
gänzt. Zur gewünschten Integration des aus Denkmalschutzgründen 
zu erhaltenden Mauerstücks mit der künftigen Nutzung des Ministe- 
riums ist ein von Eicht durchfluteter zentraler Hallenraum mit dem 
Mauerrelikt und der vom Ministerium gewünschte Öffentlichkeitsbe- 
reich (Infozentrum) zu einer gestalterischen Einheit zusammengefasst 
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worden. Große Fassadenöffnungen bieten Einblick ins Gebäudeinne- 
re und auf die Reste der Mauer an ihrem authentischen Standort. 


70. Abgeordneter Welche Rolle spielt dabei aus der Perspektive 

Markus des Denkmalschutzes der Erhalt der originalen 

Meckel Mauerteile und des Wachturms am histori- 

(SPD) sehen Ort? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 30. Juni 2004 

Als in die Denkmalliste Berlins eingetragenes Objekt ist der vorhande- 
ne Mauerstreifen auf dem Grundstück Stresemannstraße 130 im Rah- 
men der Neubauplanung zu erhalten. Mit dem zuständigen Landes- 
denkmalamt Berlin werden alle erforderlichen konservatorischen 
Schritte im Zuge der Ausführungsplanung abgestimmt. 

Die sich auf dem Grundstück befindlichen Fragmente eines Wach- 
turms haben keinen konservatorischen Wert und sind im Rahmen der 
Grundstückfreimachung zu entfernen. 


71. Abgeordneter 

Markus 

Meckel 

(SPD) 


Inwieweit wird sichergestellt, dass die letzten 
Mauerreste an einem zentralen Platz der In- 
nenstadt weiterhin öffentlich wahrnehmbar 
und zugänglich sind? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Margareta Wolf 
vom 30. Juni 2004 

Sowohl durch große Fassadenverglasungen des Neubaues an der Stre- 
semannstraße und der Erna-Berger Straße als auch durch das Betreten 
des Infozentrums kann durch die Öffentlichkeit der Mauerstreifen 
wahrgenommen werden. Durch eine Verglasung ist das Mauerfrag- 
ment vollständig einsehbar und langfristig vor Verfall und Vandalis- 
mus geschützt. 


Berlin, den 2. Juli 2004 


Ergänzung 

Ergänzend zur Antwort auf Frage 22 des Abgeordneten Hartmut 
Schauerte auf Bundestagsdrucksache 15/3253, betr. Prüfung der Bun- 
desregierung über die Notwendigkeit einer Anpassung der Vertragsge- 
staltung für den neuen Bundesbankpräsidenten, hat das Bundesminis- 
terium der Finanzen Folgendes mitgeteilt: 

„Diese Prüfung ist nunmehr abgeschlossen, und ich kann Sie über das 
Ergebnis unterrichten. 
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Gemäß § 7 Abs. 4 des Bundesbankgesetzes stehen die Mitglieder des 
Vorstandes der Deutschen Bundesbank in einem öffentlich-rechtlichen 
Amtsverhältnis. Ihre Rechtsverhältnisse gegenüber der Bank, insbe- 
sondere die Gehälter, Ruhegehälter und Hinterbliebenenbezüge, wer- 
den durch Verträge mit dem Vorstand geregelt. Die Verträge bedürfen 
der Zustimmung der Bundesregierung. Die Prüfung durch die Bun- 
desregierung wird durch das Bundesministerium der Finanzen vorge- 
nommen. 

Im Rahmen der Bundesbankstrukturreform im Jahre 2002, bei der die 
Leitungsstrukturen der Deutschen Bundesbank neu geordnet wurden, 
sind auch die Verträge der Vorstandsmitglieder überprüft und ange- 
passt worden. Die Bundesregierung hat die Deutsche Bundesbank ge- 
beten, bei zukünftigen Verträgen, den „Verhaltenskodex“ der EZB zu 
einem festen Vertragsbestandteil für Mitglieder des Vorstandes der 
Deutschen Bundesbank zu machen. Der Präsident der Deutschen 
Bundesbank hat sich zur Einhaltung dieses „Verhaltenskodexes“ der 
EZB verpflichtet und das Bundesministerium der Finanzen darüber 
entsprechend unterrichtet.“ 
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